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der französischen Argumentation und Scheingründe. -
Jebt, wo die französische Regierung Poincares demnächst 

wohl nicht mehr mit deutschen Geldzahlungen iwird rechnen 
können, da die Mark sich. tlem Nullpunkt nähert, wird die Frage 
akut: was kann denn Frankreich überhaupt noch von Deutsch­
land haben wollen, ohne durch die deutschen Sachlieferungen 
ooine Industrie seLbst zu schädigen? Da man die zerstörten 

· Gebiete selbst aufbauen •will, .um der eigenen Industrie ein Be­
tätigungsfe1d zu geiben, so verfiel man darauf, die d e u t s c h e
Hi lle z u r  a l lge m e i n e n  E r h ö hun g d e r  f r a n z ö­
s i s c h e n P r o du k t i v k r ä f t e heranzuziehen. Der Plan 
Le Troquers ist, in Anbetracht der bisher gemachten Fehlern 
an sich gan,z logisch und vom französischen Standpunkte aus 
zu verstehen - eine andere Prage ist es jedoch, ob der Frie­
densvertrag eine Handhabe dazu bietet, Deutschland zu Lei­
stungen zu zwingen, die weit über den Rahmen der Wiooergut­
machungen hinausgehen. Nach ,dem am 4. JuH vom französi­
schen Ministerrate gebilligten Plane des Ministers Le Troquer<J 
sollen fünf verschiedene Bauprogramme im Laufe von zehn 
Jahren von deutschen Unternehmern und .Arbeitern mit deut­
oohen M ator,iulien ausgeführt werden. Es handelt sich um die 
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Nuf,jbarmaclrung der Wasserkräfte der Rhone, der Dorgogne 
und dor Truyere sowde U:m tden Bau eines Nordostkanals der 
die Kohlengebiete des Depal'tements Nord •sowie der Sa�r in 
direkte Verbindung mit den Industriegebieten Elsaß-Lotllrin­
gens bringen soll, und um den B.au eines Tunnels durch die 
Vogesen von St. Maurice nach Weisserling. Deutsche Unter-

-nehmer und Arbeiter sollen unter frianzösischer Regie unid un­
ter Leitung französischer Ingenieure diese Arbeiten im Laufe 
von zeh!l Jahren ausführen. Die französische Industrie die ge­
gen dieses Projekt eingenommen zu sein scheint, soll U:it 30 % 
tler Gesamtkosten von 3,3 Milliiarden fr an der Ausführun;
dieser Arbeiten beteiligt sein. Rund 13 -14 000 deutsche Ar-
1beiter sollen !in besonderen Barackenlagern „in einiger l<' t" ._.. . h N' d ,ll 161 
nung von ,größeren franzvs[sc en 1e erlassungen konzentriert"werden und eine Entlohnung von der deutschen Regierung d
den deutschen Unternehmern in Mark und ein kleines Taschen;;�d
,in fr erhalten. 

Was die f r a n z ö slis c h e n  G e w e rks cha f t e n d' deutsche Arbeiterschaft und die Reparationskomm.issi·on 
' 
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zu 18-sem Plane sagen werden, muß ,abgewartet werden ibevo d" • 
1..: ._,. St 11 ' r 18 deutsche Regierung 1111erzu Wim e ung zu nehmen hah . en. 

Die Krise 
Dt·. Han11 non JiJ,:lca'l"!ll

Deutsch-Österreichs 

Nach drei Jahren nah8'.m unlüUg,m Zuwartens aui aus­
ländische Kredithilfe hat im Oktober des vorigen Jahres für 
Deutsch-Österreich eine Zeit höchst aktiver Finanzpolitik ein­
ge11ebt. Ihr Beginn h1t gekennzeichnet durch den Rücktritt Dr. 
Grimms und die Berufung des christlich-sozialen Politikers 
Professor G ü r t 1 e r  an die Spi�e des Finanzamtes, dem in 
dem 'ueneralrat der Anglobank Dr. Ro s e n b e r g  ein sach­
veri.tündiger Berater beigegeben wurde. Der Systemwechsel 
war durch eine alarmierende Entwicklung der Wechselkurse 
erzwungen. Vom Sommer bis zum Oktober war der Dollur 
von 500 auf über 2500 K gestiegen. Das Budget, das Dr. Gürtler 
im Oktober dem ·Nationalrat vorlegte, zeigte ein Defizit von 
ca. 180 Milliarden. Davon entfiel. - nach den Berechnungen 
des Finanzministers - ungefähr die füilfte auf die Staatszu­
�chüsso zu Brot und Mehl. Hier wurde also der Hebel der 
8anierungsaktion angesott. Unter tätiger Mitwirkung aller 
l'nrteien des Nationalrates, der Gewerkschaften und Unter­
nehmorverbände wurden die Le b e n  s m i t t e 1 z u  s c h ü s s e 
nb 1. Januar rlieses Jahres beseitigt. Allerdings wurden die 
BOZinlen Gefahren, die mit einer Vervielfachung des Brotpreises 
verbunden gewesen wären, dadurch gebannt, daß das Geseb die 
Arbeitgeber verpflichtete, die Differenz dos Brot- und Mehl­
preises den Arbeitern und zwar - mit Ililfe einer Art Kinder­
versicherung - o.bgestuft nach der Kopfaahl ihrer Familie ge-
1mndert zu vergüttm. Da sich in den Tarifverträgen in Deutsch­
österroich schon Hingst das System der gleitenden Zulage ein­
geblirgert hatto, waren dadurch die Unselbständigen auch für

die Verteuerung aller anderen Waren, dio durch die Brotpreis­
erhöhung notwendig bedingt war, vollkommen schadlos 
gehalten. Damit war die Maßnahme um ihren Sinn 
gekommen. Eine Beseitigung der Lebensmittelzuschüsse 
konnte - wirtschaftspoÜtisch - nur den Zweck ha­
ben, den Privathaushalt zu einer vernünftigen Rech­
nung zu zwing1m, den Verbrauch des tJberflüssigen 
einzuschränken, indem m(m ihm die Kosten für das Unentbehr­
liche zur Gänze auferlegte. Hielt man den „Reallohn" auf der 
"onzen Linie aufrecht, so fiel der Zwang zur Verbrauchsein­
Mchriinknn!,! weg, des Passivum der Wirtschaft blieb unverän­
dert groß, der Drnck auf den Kurswert dor Krone unverändert 
sturk und d1�r 8taat ala der größte Arheiti,eber mußte die Zache 

datür mit einem MelH'fachen dessen· bezahlen, was er an ilenZuschüssen ersparte. 
Tatsächlich kax_n die Prei
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einer Gewaltmaßnahme. rn .�eg1erung verfügte völlig „b 
raschend, unter Androhung schwerster Strafen und Auss � er-
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seine Valuten gegen Schuldverschreibungen ablieferte · .1. lt. , e1 ne 
Steueramnestie. Man nahm an, daß die meisten Valuterr 

1 , d D . gegen 
die Vorschriften der Steuer- un ev1songese�e erworben ,._
ren nnd daher zum größten Teil abgelieforl werden w 
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Darin hat man sich grun 1c t ge ausc 1 . ,rst jett hat die Re-
gierung mitgeteilt, daß Valuten und Devisen im <1•ln' ... • , o< Zell 1llr 

eine Milliarde Kronen nbgehefert worden sind! Die Hegie g 
selbst hatte dafür einen Kredit von 15 Milliarden in Ansp:�

1
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genommen. Die Valutenanmeldung verset>te einige Tag d 

· k . P 'k d . I . 1 e en 
Dev1senmar t m am , 

ld
u v1e e_ s1c 1 durch überstürzte Ver-

kiiufe sowohl der Anme ung WH¼ der Ablieferung e t • 1 . n z1e 10n 

wollten. Aber die Wirkung verflog rasch Am 23 Jant · • 1ar er-
reichte der Dollar in Wien _einen Kurs von nahezu 11 OOO. Nungingen Alarmrufe durch die Welt. Der Bundespräsid, t t 1 _ · d l{" · E 1 d en · e e 
graphierte an en onig von 'ng an , Bundeskanzler 8 1 h 

1 1 „ R . . c 10 er
t?.i te den a Inerten, egierungen m_�t, daß er die Ver.a.nt-wortung fur alles Kommende ablehnen mußte, wenn nicht b' 1,1 T H'l k" D . k E llll\t:lll agen I fe ame. as Wll' te. n g l a n d bewilligte . d R . t J� 1. , F d . .ius en esten semes al en 1.e 1ef- • un emou Kre d i t  von 2 Mill ,c Fr a n k r e i c h und I t a 1 i e n konnten sich aus l) 1·t· '1 , 

'

P t. .. d . ht f 1 1 0 l lSC 1e11 res 1gegrun ·en mc · ern ia ten und versprachen d, 1_ 
!. 1 K d' . 1 M'll ' on eng 1sc Hm re 1t um Je 1 . .t: zu ergänzen. F 1 ü s 8 i g g e _ m a c h t  s i n d  d e r  f r!ln z ö s i s c h e u n d  i t a l i e nis c h e 
V o r s c h u ß  b i s � e u t e n o c h  n i c h  t. Und schlieJHich 
brachte Dr. Schober als Preis für den Vertrug von Lana aus 
der T s c (1 e c h o - S l o w a k e i  einen Kredit von !'\00 Mill.c11l. K heun, der abermals etwa 2 Mill. .E entspricht. Aller­
ding_s war dieser Kredit zum großen Teil durch bereits abge­
lnuftme Schulden aus gegenseitigen Eisenbahnverrechnungen 
vorweg aufgezehrt und der Rest durfte nur für Zahlungen in 
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der 'l'schecho-Slowakei verwendet werden. Wil'ldich greifbar 
wur somit nur rler englische Kredit von 2 Mill., dessen Liqui­
dierung sich übrigens auch noch einige Wochen hinzog. Immer­
hin 1.ra1. nun für einige Ze_it eine gewisse Beruhigung ein. Der 
Dollar schwächte sich auI 7000 ab und hielt sich uuf diesem 
Stand durch ein puar Wochen, bis der englische Kredit im we­
sentliche11 aufgezehrt wur. Dann brach aber die Panik in ver-
8türkiem Maß wieder hervor. Unaufhaltsam, sich übersteigernd, 
sprangen die Devisenkmse von Tag zu Tag in die Höhe. Am 
1.3. Juni wurde der Dollar mit mehr als 23 000, die tschechische 
Krone mit 450 österreichischen Kronen beznhlt. Die Situation 
schien wieder einmal verloren. 

Den Anstoß zu der lebten Panik hatte die Enttäuschung 
über das neuerliche Ve r s a g e n  d e r  K r e d i t h i  1 f e herauf­
!Jeschworen. Als der erwähnte englische und tschechische Kre­
dit bewilligt wurde, erhielt er die Bezeichnung „Vorschuß" -
nfünlich auf die noch immer nicht aufgegebene, vor mehr als 
oinem Jahr vom Völkerbund eingeleitete internationale Anleihe. 
Jhr iuslandekommen war - so hatte man der Bevölkerung 
immer wieder erzählt - nur dadurch verzögert, dali die von 
allen maßgebenden Mächten versprochene A u f h e b  u n g d e s  
(l e 11 e r  a l p f a n  d r e cht es an: den österreichischen Aktiven 
noch immer nicht formell vollzogen war. In Genua, wo sich 
die Tätigkeit der österreichiscl1en Delegierten rast ganz auf 
diesen Punkt konzentrierte, erhielt man wieder allerlei schöne 
Versprechungen, die die Vollziehung 'die1,es Aktes durch den 
Obersten Hat noch für den Monat Mai erhoUen ließ. Tatsäch­
lich ist das Generalpfandrecht bü; heute nicht aul'gehoben, weil 
,Tugoslawien un<l Rumünien noch ihre Rechnung mit .Frank­
reich wegen der „Befreiung!lsclrnld" nicht _ausgetragen haben. 
Inzwischen hatte Dr. Rosenberg in London mit Vertretern der 

-M O r g a n  g r u p p o verhandelt. Auch von dort wurden sehr 
hoffnungsvolle Melduugen nach Wien gedrahtet: Man hätte 
nicht nur über die Höhe der Anleihe (8-10 .Mill. ß), sondern 
auch über die Bedingungen bereits gesprochen. Es war schon 
nicht sehr ermutigend, daß am Ende erst die Entsendung von 
Experten der Morgangruppe nach Wien angekündigt wurde, 
aber dio Enttäuschung war vollkommen, als auch diese aus­
blieben und schließli.ch nur der englische Finunzkontrollor, der 
die Verwendung des 2-Mill.-Kredits zu ,überwachen hat - ledig­
lich um das Gesicht zu wahren - damit beauftragt wurde, 
wieder einmal eine Enquete über die wirtschaftlichen Zustände 
und Entwicklungsmöglichkeiten Deutsch-Österreichs zu veran­
stalten. Aber die Londoner Kreditverhandlungen hatten schon 
vorher eine verheerende Wirkung auf den Stand der Krone
ge��t. Dr. Rosenberg, der, wie erwähnt, die Verhandlungen
gefuhrt hatte, teilte in einem Artikel in der „Neuen Freien
Presse" mit, daß zu den Kreditbedingungen der Amerikaner
die Erric�tung eine1· neuen Notenbank gehörte tmd daß damit
,,notwe?,d1

,�
erweise eine D e v u 1 v i e r  u n g der Krone verbun­

den ware · Und zwar dürfte mau mit diesem Schritt nicht
erst auf eine Besserung des Kronenwertes warten. Das war
das Signal für den völligen Zusammenbruch. Wer Kronen hatte, 
suchte sich ihrer zu entledigen da damit dill Chance nach oben 
abgeschnitten war, während die Gefahr unbegrenzter weiterer 
Entwertung bestehen blieb. So schien das Ende des österreichi­
:-.chen Staates gekommen zu sein. Die Gefahr war unmittelbar 
drohend. Die Preise der wichtigsten Nahrungsmittel stiegen 
sprunghaft fast von Stundo zu Stunde. Der Bevölkerung be­
mächtigte sich eine l'urchtbare Erregung. Die Rufe nach An­
i;chluß an Deutschland wurden wieder laut, die Sozialdemo­
kratie erhob ihre alten Fnl'(lllrungen nach Zwnngsmaßn.ahmen 
gegen das mobile Kapital. 

In der Regierung war inzwLschen, als die, Flut immer 
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höher stieg, Anfang Juni Dr. Schober von dem Prälaten Pro­
fessor S e i  p eI als Bundeskanzler abgelöst worden. Es schien 
notwendig, (faß der mächtige Führer d'er Regierungspartei auch 
selbst die Regierung in die Hand nahm. Zu seinem Finanz­
minister wählte er einen Parteigenos-sen, der sich mit Finanr.­
politik niemals ·befaßt hatte, aber als energischer Mann galt. 
Sowohl Professor Seipel wie Finan�mhüster Se g u r  traten 
ihr Amt olme eigentliches finam�politisches Programm an. Als 
am 13. Juni die aJ.armierenden Meldungen sich häuften, rlie Ar­
beiterschaft nur mit äußer,ste1· Mühe von der Einstellun� der 
Arbeit und Straßendemonstrationen mit unausdenkbaren Ge­
fahren abgehalten werden konnte, hielt der Bundeskanzler eine ge­
meinsame Besprechung der Führer der Sozialdemokratie und der 
Wiener Großbanken ab und aus dieser Besprechung ging an'1 Abend 
der Beschluß hervor, aus heimi-schen Mitteln die ne ue No· 
t e n b a n  k zu gründen. Es war der uneingestandenen Ab-sieht 
nach eine erträgliche Form, in der die Banken dem sozial­
demokl'ati.schen Drängen nach Abliefel'llng ihrer Devisenbe­
!;ltände nachgeben konnten. Der Beschluß der Notenbankgrün­
dung verfolgte vor allem einen psychologischen Zweck und 
dieser wurde zunächs,t erreicht. Die überraschende Ankündi­
gung der Vereinbarung der Regierung mit den Großbanken hatte 
-immerhin die Wirkung, d.aß der Panik ,u.nd de1· unmittelbar
drohenden Auflösung des S,taates 11och einmal Einhalt geboten
witwde. Die Devisenkurse - u-nd mit ihnen die Aktienkurse -
gingen von ihrem Gip.!elstand um eiw.a 40 % zurück - um
seiiher freilich wieder den größten Teil dieses Rückganges her­
einzubringen .

Die Grund•züge der Neugründung können hier nur ang-0-
deutet werden. Ihre ausführliche Erörterung muß vorbchalion 
bleiben, bis das Statut der neuen Bank vorliegt. Dio Bank 
wird mit einfilll. K,apital von 100 Mill. Goldfran-k .ausgest.attot 
werden. Davon werden zunächst 60 Mill. eingezaltlt. Diese 
ßO Mill. we1,cfen von den Banken garantiert, die ihrerseits aber 
nur 24 Mill. fest übernehmen, während der Rest zur öffentlichen 
Zeichnung aufgelegt werden soll. Daneben ist auch Auslands­
beteiligung vorgesehen. Kapital und 6 % Zinsen in Gold

werden vom Bund ,garantiert und durch Zolleinnahmen sicher­
gestellt. Der Bund verpfHchtet sich, die neue Bank nicht. in 
Ansp1,uch zu nehmen. Neue Noten für staatliche Zwecke dür­
fen nur gegen Hinterlegung der vollen Deckung in Gold 01ler 
Devisen gedeckt werden. Die neue Bank übernimmt von d"et' 
,,ös�rreichischen Geschäft&führ,ung" der liquidierenden öster­
reichisch-ungarischen Bank den ges-amten österreich�chen No­
teruumlauf und die Giroverbindlichkeiten, andererseits dio 
Staatsscha\}scheine, das Wechselporteleuille und die sonstigen 
freien Aktiven. Die Staatsschul<l muß von der neuen Bank in 
einem noch zu vereinbarenden Zeitraum getilgt werden ttllll 
wird inzwischen gleichfalls durch besondere PfföidHr sicherge­
stellt. Die Bank wird trachten, ihre Gold- und Devisernbesiüncle 
durch Ausgabe von Goldobligationen und durch Entgegennnluno 
von Eiinlag1:m möglfohst au,sgiebig zu vermehren. 

Die Kritik des ganzen Planes Hegt nahe: Alles das, waR 
da feierlich versprochen wird, kann nur eingehalten werden, 
wenn es dem Staat gelingt, sein Defizit zu beseitigen. Indem 
er sich selbst den Weg zur Notenpre&Se vel"legt, will er ,sich 
gleichsam zur Ordnung des Staatshaushaltes zwi11geJ1. Aber 
der Versuch dazu wird meines Erachtens rrfü ganz unzuläng­
lichem Mitteln unternommen. Das Wesentliche bleiht eibeu 
nicht die neue Notenbank, die an und für sich an den staats­
finanziellen Verhältnissen gar nichts ändert, sondern dei· F i -
11 a 11 z p 1 a n, der das Defizit im Staatshaushalt beseitigt und 
den Notendruck entbehrlich machen soll. Wie groß dies()S D 11 -

f i z i t gegenwärtig ist, hierüber fehlen authentische Angaben. 
Imme�hin ist es ,mit 1000 Milliarden kaum zu hoch eingeschiltt. 
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Demgegenüber erwartet der Finanzminister von neuen Steuer­
und Ersparungsmaßnahmen, die sein Finanzplan vorschlägt, im 
ganzen 260 Milliarden. Das Defizit der Bunde&betriebe soll -
was allerdings vorläufig noch nicht ausdrücklich angekündigt 
ist - durch Tarif- und Preiserhöhungen verringert werden. 
Immerhin bleibt dann noch immer die erschr·eckende Summe 
von 400-500 Milliarden ungedeckt, die eine besonders kon­
struierte i n  n n e r  e A n  1 e i h e aufbringen soll. Den größten 
Teil dieser inneren Anleihe soll dabei der landwirtschaftliche 
Grundbesib tragen, der mit einer Generalhypothek in der Höh� 
der 10 000 fachen Grundsteuer, was ungefähr 6 % vom· Gold­
wert entspricht, belegt werden soll. Aktiengesellschaften sollen 
5-15 % des Kurswertes ihrer Aktien, Privatunternehmungen
ein Vielfaches der Erwerbsteuer aufüringen. Auch dieser Plan
wird noch einen späteren Bericht zu beschäftigen kaben, wenn ar 
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in den Einzelheiten feststeht. Daß diese Anleihe den erwarteten 
Betrag, zumal ohne Hilfe der Belehnung, alsp neuen Noten­
drucks, wirklich aufbringen könnte, ist ganz ·unwahrscheinlich: 
Aber selbst, wenn dieses Unwahrscheinliche wirklich geschähe, 
wäre zwar die Lage für dieses Finanzjahr •gerettet; das öster­
reichische Finanzproblem an sich lllber ungelöst, da man natür­
lich einen solchen Eingriff in die Substanz nicht jedes Jahr 
wiederholen kann und überdies kein Grund zur Annahme vor­
liegt, daß die Ausgabenentwicklung des Staates ihren Höhe­
punkt bereits erreicht hätte. So ist die Prognose auf das Ge­
lingen dieses neuen Sanierungsplanes wenig hoffnungsvoll. 
Aber :man ist in Deutsch-Österreich bescheiden geworden und 
schon zufrieden, wenn es wenigstens gelingt, das Land wieder 
einmal über ein paar Monate hinwegzwbringen. 

W i e n , 1. Juli 1822. Dr. Guatav Stolpet· 

Deutschland 
Chronik der Volks wirtsch aft

Staatswirtschaft und Gesetzgebung 

Der Ankaufpreis des Reiches für Goldmünzen ist ab 
3. Juli auf d�s 75fache (bisher 70fache), für Silbermünzen .auf
das 35fache (bis,her 25fache) festgeso1Jt worden. 

Das Goldzollaufgeld wir,d, nach einer Mitteilung des 
Reichsfinanzministeriums, künftig wieder allwöchentlich, nach 
dem Devisenstand in der Vorwoche, festgesebt. Für die Woche 
vom 12. Juli an beträgt es 7900 v. H. Die le�te Heraufsebung 
auf 6400 v. H. erfolgte am 25. Juni. 

Im lebten Drittel des Monats Juni ist die schwebende 
Schuld des Reichs um 4,66 Milliarden auf 295,07 Milliarden 
(davon Schabwechsel mit dreimonatlicher Laufzeit: 278,10 Milli-
arden) angewachsen. 

Die Aufwendungen für die Erfüllung des Friedensver­
trages in diesem Abschnitt betrugen 168,19 Mill. ,A,f,. Damit 
steigt die Summe der. Aufwendungen für den Friedensvertrag 
im 2. Vierteljahr 1922 auf 21,51 Milliarden, d. h. fast die ganze 
Erhöhung der schwebenden Schuld (nijmlich um 23,13 Milli­
arden) entfällt auf diesen Verwendungszweck. 

Das Reich i.>-Oabsichtigt, in den nächsten Monaten 
6%ige dreijiihri� 0Reichsschabanweisungen zum Preis von
etw.a 99 v. H. ;,;ur Zeichn.Üng aufzulegen. :Ein Höchstbetrag 
ist 111icht angegeben. Die Einzahlungen sind Anfang Oktober 
zu leistea; der Vertrieo erfolgt kommissionsweise durch dfo 
Reichsbank, die Hanken und Bankiers. 

Der Gesebentwurf über ,die Neuregelung der Ausfuhrab­
gaben erfuhr bei der Vorberatung im volkswirtschaftlichen 
Ausschuß des Reichstages erheblichen Widerspruch. Darauf­
hin wurde die Weiterberatung bis zum Herbst zurückgestellt. 

Der preußische Landtag hat den Gesebentwurf über die 
Errichtung des Großkraftwerkes mit Zweidrittelmehrheit ange­
nommen. Diese Mehrheit war zur Annahme erforderlich, da 
der Einspruch des Staatsrates gegen den Entwurf vorlag. 

Reichsbank 

Der Wochenausweis der Reichsbank vom 30. (23.) Juni 
zeigt eine Vermehrung des Banknotenum}aufs um 11 276,6 , 
(2589,96) auf 161:I 211,8 Mill . .At; der Umlauf an Darlehns­
kassenscheinen hat sich um 932,4 (50,6) Mill. auf 10 373,6 
Mill. ,A,f, erhöht. Der Bestand ari diskontierten Reichsschaban­
weisungen ist nech einer Abnahme um 4278,9 Mill. in der 
le�ten Juniwoche erneut um die bisher noch nie erreichte 
Summe von 18 501,1 Mill. auf 186 125,7 Mill. angestiegen. 

In der lebten Sibtmg des Hal\lptausschusses der Reichs­
lmnk hat die Erhöhung des Bankdiskonts zur Debatte gestan-

den. Man wurde darüber schlüssig, daß eine Erhöhung vorerst 
nicht in Frage kommt; das Direktorium wird aber die Ange­
legenheit weiter im Auge ,behalten. 

' 
' 

Banken und Versicherungswesen 

•Die Direktion der Rheinischen Creditbank teilt mit daß 
die Hilfsaktion zugunsten der Pfalzbankaktfonäre abges�hlos­
sen ist. Die :aouigebrachte Summe kommt in den nächsten 
Tagen zur Vertei1ung, weitere Gesuche können nicht berück­
sichtigt werden. Einern Mitglied des Aktionär-Vertrauensaus-,
schusses ist Einblick in ,den Vertedloogsplan gegeben worden.

Um zu vermeiden, daß der Name der jebt durch Aufnahme
in die Rheinische Creditbank liquidierten Pfälzischen, Bank 
durch ein fremdes Unternehmen wieder angenommen wird hat. -die Rheinische Creditbank etne Scheingründung mit dem' nie- • drigst zulässigen Aktienkapital durchgeführt. 

Die frühere Koloni<afüank ist un�er dem Namen Deutschß Länder.bank A.-G., Berlin, mit 100 Mill. .Al Aktienkapital han­delsgerichtlich eingetragen worden. Zur Wahrung des altenNam�ns un,d zur Weiterführung der alten Geschäfte ist mit 5 Mill . .Al Kapital eine neue „Kolon.ialbank" mit gleichem Vor­stande eingetragen worden. 
Die Deutsche Feuerversichemng-Vereinigung i:n Berlin hat, 

w.ie die „Frankfurter Zeitung" mitteilt, eine Reihe von Neue­
rungen i,m Versicherungswesen gesehafien, die in erster Linie
den Schub des Versicherten ,gegen ungewollte Unterversiche­
rung bezweckt. So wird für Gebäude und Maschinen eüie '
Feuerversicherung mit gleitender Ver,sicherungssumme auf
Grund von Richtzahlen eingerfohtet. Die Richtzahlen sollen von
der Feuerversicherungs-Vereinigung geme-insam mit demReichsverband der deutschen Industl'lie festgestellt werden und
möglichst einheitlich für alle Indiistriezweige gelten. _ Diti
Versicherung von Vorräten an Rohstoffen und in Bearbeitung
befindlichen und fertigen Waren nach dem jeweilf:gen Wert­
stand soll durch Ei�führung einer Mehrwcrtsposition erleich­tert werden. Endlich ist eine Ergänzungsversicherung geplant,
die für den Fall in Kraft tritt, daß ,der Versicherungsnehmer
im Schadensfall an Wiederher�tellun,g oder Wiederbeschaffung
verhindert ist. Die Ergänzungs,versicher.ung soll eine Erhö)nmg
der Entschädigungssumme entsprechend der Preissteigerung bis
zur Wiederbeschaffung bzw. dem Wiederaufbau gewährleisten.

Vier1;1nozwanzig deutsche Lebensversicherungsgesellschaf­
ten, darunter die sechs H�mburger Lebensversicherungsinsti­
tute (Janus, Hamburg-Mannheimer Versicherungsgesellschaft, 
Hamburgische Versorgungsanstalt von 1778, Deutschnationale 
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